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Der VLSP e.V. nimmt bezüglich Behandlungen, in welchen eine Veränderung der sexuellen 
Orientierung Inhalt sein soll, eine sehr differenzierte Haltung ein, die einerseits streng an der 
wissenschaftlichen Redlichkeit und Evidenz sowie andererseits auch klar an den individuellen 
Freiheitsrechten (wozu auch das sexuelle Selbstbestimmungsrecht gehört) und den ethischen 
Grundlagen der psychologischen Profession ausgerichtet ist.  
 
Zum Sachverhalt 
 
Die sexuelle Orientierung beschreibt die soziosexuelle Präferenz eines Menschen bezogen auf 
das Geschlecht eine_r/s potenziellen Partner_in. In der Wissenschaft wird die sexuelle Orien-
tierung als ein mehrdimensionales Merkmal betrachtet, welches die sexuelle Ausrichtung in 
der Phantasie, im Verhalten sowie die sexuelle Selbst- und Fremddefinition und die Commu-
nityzugehörigkeit einer Person beschreibt. Die unterschiedlichen Aspekte der sexuellen Ori-
entierung unterliegen einem Entwicklungsprozess und können sich im Laufe des Lebens ver-
ändern. In diesem Entwicklungsprozess kann es auch Phasen der Unsicherheit geben.  

Konversionsbehandlungen umfassen alle geplanten professionellen und paraprofessio-
nellen Interventionen, durch die die sexuelle Orientierung von Klient_innen gezielt verändert 
werden soll (vgl. Wolf 2012). Konversionsbehandlungen zeichnen sich also dadurch aus, dass 
sie nicht ergebnisoffen sind sondern a priori definiert wird, welche sexuelle Orientierung bei 
Ende der Behandlung „erreicht“ werden sein soll. Obwohl diese Definition prinzipiell jede 
Form der sexuellen Orientierung umfasst, ist es de facto so, dass mit Konversionsbehandlun-
gen Homosexualität oder eine unsichere sexuelle Orientierung gezielt in Heterosexualität oder 
Asexualität umgewandelt werden soll. 

Die American Psychological Association (2009) bezeichnet die angewendeten Verfah-
ren als „sexual orientation change efforts“ (SOCE). Durchführende von Konversionsbehand-
lungen gehören unterschiedlichen Professionen an und bewegen sich im Rahmen der Wis-
senssysteme ihrer jeweiligen Profession (Wolf 2012). In Deutschland bieten einzelne Medizi-
ner_innen (z.B. Bund Katholischer Ärzte), Psychotherapeut_innen, aber auch einzelne Heil-
praktiker_innen, Seelsorger_innen, Sozialarbeiter_innen und Angehörige weiterer Professio-
nen Konversionsbehandlungen an. Manchmal werden Konversionsversuche auch von psycho-
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therapeutischen Laien durchgeführt.  

Die Studienlage zum Thema ist unzureichend. Insbesondere für Deutschland  liegen 
noch keine Studien vor, die eine valide Abschätzung der Anwendungspraxis ermöglichen. 
Konversionsbehandlungen basieren häufig auf homonegativen Annahmen seitens Ratsuchen-
der und Behandler_innen.  

Wissenschaftliche Untersuchungen aus den USA haben bei Konversionsbehandlungen 
keine gesundheitsförderlichen Effekte valide nachweisen können. In diversen Studien wird 
auf negative Folgen von Konversionsbehandlungen  wie psychische Belastungsreaktionen, 
Ängste, sexuelle und Beziehungsschwierigkeiten, depressive Symptome und Suizidalität hin-
gewiesen (American Psychological Association 2009, Beckstead 2012, Wagner & Rossel 
2006).  

Hinsichtlich der Konversionsbehandlungen bei Kindern und Jugendlichen lässt sich 
feststellen, dass Studien aus den USA auch einige Hinweis auf Schaden dieser Therapien bei 
den betroffenen Kindern und Jugendlichen ergeben haben. Die Sicherheit dieser Therapien ist 
nicht hinreichend nachgewiesen (American Psychological Association 2009). Die Anwen-
dung von Konversionsbehandlungen verstößt gegen die zentralen medizinethischen Prinzipien 
des Nichtschadens und der der Benevolenz (Beauchamp & Childress 1989) und gegen die 
professionellen Leitlinien der Fachverbände American Psychological Association, American 
Academy of Pediatrics, American Psychiatric Association und des Berufsverbandes deutscher 
Fachärzte für Psychiatrie und Psychotherapie (Bieschke, McClanahan, Tozer, Grzegorek & 
Park 1999, Higgins & Butler 2012, Wolf 2012).  
 
Position des VLSP e.V. zu Konversionsbehandlungen 
 
Konversionsbehandlungen, welche das Ziel haben sollen, eine Veränderung der sexuellen 
Orientierung in eine bestimmte Richtung zu forcieren, sieht der VLSP äußerst kritisch.  

Die sexuelle Orientierung kann in Widerspruch zu anderen Überzeugungen stehen, z.B. 
emotionalen, ökonomischen und religiösen Überlegungen oder etwa Vorstellungen bezüglich 
der eigenen Familienplanung. Die Aufgabe einer Psychotherapie ist es dann, die Person auf 
ihrem Weg dabei zu begleiten, ihre sexuelle Orientierung und ihre dazu widersprüchlichen 
Überzeugungen besser miteinander vereinbaren zu können – oder zumindest den Widerspruch 
besser aushalten zu können. Dass sich auf diesem Weg Änderungen ihrer Überzeugungen 
oder auch einzelner Aspekte der sexuellen Orientierung ergeben können, ist nicht ausge-
schlossen. So kann sich eine Person z.B. entscheiden, ihre sexuelle Orientierung nicht mehr 
offen zu leben und somit auf der Handlungsebene Veränderungen vornehmen. Insbesondere 
auf der Ebene der inneren Empfindungen und emotionalen Zuneigungen einer Person kann 
die sexuelle Orientierung kaum willentlich, auch nicht durch eine Therapie, verändert werden.  

Vor dem Hintergrund mangelnder Evidenz für den Nutzen von Konversionsbehandlun-
gen sowie Evidenz für möglichen Schaden solcher Behandlungen halten wir solche Behand-
lungen nicht für vertretbar. 

Konversionsbehandlungen verfolgen keine medizinisch und psychologisch legiti-
mierbaren Therapieziele, wenn eine Konversion durch äußeren Druck erfolgen soll oder 
wenn das Ergebnis zu Beginn der Behandlung für die Behandler_innen bereits feststeht 
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bzw. klare Präferenzen erkennbar sind und dadurch von vornherein eine offene und 
umfassende Auseinandersetzung mit eigenen Empfindungen seitens der Ratsuchenden 
unmöglich wird.  

Die Anwendung von Konversionsbehandlungen bei Kindern und Jugendlichen 
halten wir für besonders problematisch, da bei Kindern und Jugendliche noch von kei-
ner abgeschlossene Ich-Entwicklung ausgegangen werden kann und weil Kinder und 
Jugendliche besonders vulnerabel für psychischen Druck sind. Kinder und Jugendliche 
brauchen eine Begleitung und Unterstützung in ihrem Entwicklungsprozess. Eine geziel-
te therapeutische Lenkung in Richtung einer bestimmten sexuellen Orientierung ist 
fachlich nicht haltbar. 

Insofern begrüßen wir die Bemühungen von Bündnis 90/ Die GRÜNEN, Konversions-
behandlungen von Kindern und Jugendlichen in Deutschland entgegen zu treten. 
 
Position des VLSP e.V. zur gesetzlichen Regelung von Konversionsbehandlungen 
 
Evtl. könnte eine Bußgeldbewehrung die offensive Werbung mit Konversionsangeboten un-
terbinden. Auf diesem Wege könnte das Gesetz einen Beitrag dazu leisten, Kinder und Ju-
gendliche davor schützen, dass Angehörige auf Konversionsbehandlungen aufmerksam wer-
den und schwule, lesbische und bisexuelle Jugendliche unter Druck setzen, eine entsprechen-
de Therapie aufzusuchen.  

Trotzdem sind wir der Ansicht, dass der von Bündnis 90/ Die GRÜNEN vorgebrachte 
Gesetzesentwurf zur Ahndung der Anwendung von Konversionsbehandlungen an manchen 
Stellen problematisch ist.  

 
1. Durch die explizite Herausnahme von Behandlungen aufgrund „Ich-dystoner Sexu-

alorientierung“ aus dem Gesetz wird ein relevanter Teil der Konversionsbehandlungen, die 
gezielt diese Indikation als Eingangsdiagnose nutzen, ausgenommen. Das halten wir für 
höchst problematisch vor dem Hintergrund, dass manche Konversionsbefürworter (z.B. Wüs-
tenstrom) manchmal genau unter dieser Diagnose konversionstherapeutisch tätig werden wol-
len. Zusammen mit anderen Expert_innen setzt sich der VLSP e.V.  deshalb seit 2008 für die 
Abschaffung der Diagnose F 66.1. ein.  

 
2. Der Gesetzesentwurf birgt wegen der ihm immanenten Unklarheit des Begriffs der 

„Konversionsbehandlungen“ das Risiko, dass durch ihn auch therapeutische Angebote be-
grenzt werden, in denen Jugendliche dabei unterstützt werden, ihre sexuelle Orientierung 
kennen zu lernen und zu explorieren. Ergebnisoffene Behandlungen, in welchen die Jugendli-
chen Raum erhalten, ihr eigenes sexuelles Empfinden zu reflektieren und mögliche Unsicher-
heiten zu thematisieren, dürfen nicht von gesetzgeberischer Seite tangiert werden, da es jede/-
m Jugendliche/-m selbst überlassen sein muss, unter Abwägung individueller Empfindungen 
und Lebensentwürfe, einen zu ihr/ihm passenden Lebensweg zu gehen. Aus Sicht des Vor-
standes des VLSP e.V. darf es nicht Aufgabe des Staates sein, seinen – auch jugendlichen – 
Bürgerinnen und Bürgern Lebensentwürfe gesetzlich vorschreiben zu wollen. Hier gilt es aus 
unserer Sicht, die individuellen Freiheitsrechte der betroffenen Jugendlichen unmissverständ-
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lich zu schützen. Beispielsweise ist es eine Entscheidung eines jeden Individuums, mit wel-
chem Geschlecht eine Partnerschaft eingegangen werden soll und ob bzw. in welchem Aus-
maß hierbei z.B. auch weitere Aspekte wie emotionale, ökonomische und religiöse Überle-
gungen oder etwa Vorstellungen bezüglich der eigenen Familienplanung einfließen sollen. All 
diese Überlegungen können jedoch dazu führen, dass eine Reflexion über die eigene sexuelle 
Orientierung in der Behandlung geradezu unabdingbar wird. Entscheidend bei all diesen 
Themen ist jedoch eine klare inhaltliche Neutralität der Behandelnden sowie Fachkompetenz 
im Bereich der sexuellen Orientierung.  Wir sehen vor diesem Hintergrund die Notwendig-
keit, „Konversionsbehandlungen“ im Gesetzesentwurf exakt zu definieren, damit sich das 
Gesetz nicht auch gegen psychotherapeutische Behandlungen von Jugendlichen richtet, in 
denen eine offene Exploration der sexuellen Orientierung unterstützt wird. Eine exakte Defi-
nition ist auch deshalb wichtig, damit durch das Gesetz auch Konversionsbehandlungen er-
fasst werden, bei denen die Behandler_innen zunächst vorgeben, „ergebnisoffen“ zu arbeiten, 
dann aber tatsächlich eine Konversion anzielen. 

 
3. Wir teilen nicht die im Gesetzesvorschlag formulierte Annahme, dass der Schaden 

durch Konversionsbehandlungen und entsprechende Versuche nicht anderweitig wirksamer 
abgewendet werden kann.  

Eine effektive gesundheits- und gesellschaftspolitische Arbeit gegen Konversionsbe-
handlung ist möglich und sollte neben einer breiten Implementierung der professionellen Leit-
linien gegen Konversionsbehandlungen in Institutionen des Gesundheitswesens auch eine 
entsprechende gesamtgesellschaftliche Antidiskriminierungsarbeit umfassen, damit es auch 
die Angehörigen von Kindern und Jugendlichen nicht mehr für notwendig erachten, Kinder 
und Jugendliche konversionstherapeutisch behandeln zu lassen.  

Wir gehen davon aus, dass in Deutschland prinzipiell die Berufsordnungen für 
Ärzt_innen und Psychotherapeut_innen mit der dort festgeschriebenen Berücksichtigung 
fachlicher Standards eine gute Grundlage für den Schutz  von Patient_innen vor ärztlichen 
und psychotherapeutischen Konversionsbemühungen darstellen (vergl. z.B. Kammer für Psy-
chologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten im Land 
Berlin 2006, Bundesärztekammer 2011). 

Vor dem Hintergrund, dass Konversionsversuche durch Professionelle im Gesundheits-
wesen jedoch oftmals auf Ausbildungsmängeln basieren, halten wir eine Verbesserung der 
Ausbildung von Professionellen im Gesundheitssystem zum Thema sexuelle Orientierung und 
Genderidentität für wichtig. So sollten die Themen der sexuellen Orientierung auch in die 
Weiterbildungen für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut_innen sowie Psychothera-
peut_innen für Erwachsene aller Fachrichtungen (Verhaltenstherapie, Psychoanalyse, Tiefen-
psychologie) integriert werden. Hierzu liegen bereits fundierte Konzepte vor, die in der Aus-
bildung Anwendung finden sollten. Auch ist für Deutschland eine nur mangelhafte Versor-
gung mit fachkompetenten Beratungs- und Therapieangeboten festzustellen, die von Men-
schen in ihren Auseinandersetzungsprozessen mit ihrer sexuellen Orientierung und Genderi-
dentität genutzt werden können. Wir betrachten es als die Aufgabe der Politik, sich hier für 
eine angemessene Versorgung einzusetzen und auch sicher zu stellen, dass die Versorgung 
nachhaltig angeboten wird. Als Aufgabe der Politik sehen wir weiter, sich insbesondere in 
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Deutschland für eine sorgfältige Beforschung des Themas einzusetzen. Die derzeitig vorhan-
denen Daten ermöglichen hierzulande keine valide Einschätzung der Problematik. Insbeson-
dere über die nach unserer fachlichen Einschätzung relativ häufig angewandten und damit 
gesundheitspolitisch hochrelevanten subtilen heterosexualisierenden Konversionsversuche in 
Beratungen und Therapien ist aufgrund der mangelhaften Datenlage kein hinreichendes Wis-
sen vorhanden. Hier wäre eine sorgfältige Beforschung des Themas sehr wichtig, um geeigne-
te Interventionen zu planen und zu evaluieren. 
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